
habe seitdem im VEB Flugzeugwerke Dresden Be­
währungsarbeit geleistet.
Im Frühjahr 1958 trat ein Arbeitskollege, P. K., geb. 
1939, aus Dresden-Moritzburg an mich heran. Er sagte 
mir, daß er nach Schweden flüchten wollte, um dort 
zu studieren. Er war in Dresden nicht zum Studium zu­
gelassen worden. Weil ich häufiger in West-Berlin 
war, habe ich ihm Ratschläge erteilt, wie er dort hin­
kommen könnte. Ich habe ihm auch gesagt, wo das 
Flüchtlingslager ist. Im Laufe des Jahres 1958 habe ich 
für K. bei meinen Besuchsreisen nach West-Berlin 
Zeugnisse und andere Papiere mitgenommen und bei 
Bekannten für K. hinterlegt.
Am 7. Januar 1959 ist K. dann nach West-Berlin ge­
flüchtet. Zu meiner Überraschung kam er plötzlich 
Ostern 1959 schon wieder nach Dresden zurück. Als ich 
ihn einmal sprach, sagte er mir, daß er im Westen 
Schwierigkeiten mit der Arbeit gehabt hätte. Außer­
dem sei sein Vater krank geworden. Die Eltern hätten 
sich deswegen vom Rat der Stadt Dresden die Zusiche­
rung geben lassen, daß er im Falle seiner Rückkehr 
nicht bestraft werden würde. Die Eltern hatten K. 
nach Köln ein Schreiben des Rates der Stadt Dresden 
geschickt, in dem es ausdrücklich hieß, daß er bei seiner 
Wiederkehr nicht bestraft werden würde. Ich habe die­
ses Schreiben während der späteren Gerichtsverhand­
lung selbst gesehen. Der Staatsanwalt hat den Inhalt 
dieses Schreibens vorgelesen.
Am 2. Juni 1959 wurde ich im Betrieb vom SSD fest­
genommen. Wie ich später erfahren habe, war K. 
schon einige Tage vorher verhaftet worden. Mir wurde 
vorgeworfen, K. Beihilfe zur Republikflucht geleistet 
zu haben. Am 14. 8. 1959 fand vor dem Bezirksgericht 
Dresden gegen K. und mich die Hauptverhandlung 
statt. K. war wegen Spionage angeklagt, dagegen nicht 
wegen Republikflucht. Während der Verhandlung be­
rief sich K. ausdrücklich auf das Schreiben des Rates 
der Stadt Dresden, durch das ihm Straffreiheit zuge­
sichert worden war. Der Staatsanwalt erklärte hier­
zu, nachdem er dieses Schreiben verlesen hatte, daß K. 
lediglich Straffreiheit wegen des Paßvergehens zuge­
sichert worden sei, nicht dagegen wegen der von ihm 
verübten Spionage. Die Spionagetätigkeit K.’s wurde 
lediglich darin gesehen, daß er im Notaufnahmever­
fahren, vor allem vor den Dienststellen des amerika­
nischen und britischen Geheimdienstes, über die Ver­
hältnisse im Flugzeugwerk berichtet hat. Außerdem 
wurde ihm vorgeworfen, daß er mich veranlassen 
wollte, seine Angaben im Flüchtlingslager zu bestäti­
gen.
K. wurde durch das Bezirksgericht Dresden wegen 
dieser Vorwürfe zu 3 Jahren 9 Monaten Zuchthaus nach 
§ 14 StEG verurteilt. Ich selbst wurde wegen Beihilfe 
zur Republikflucht mit 7 Monaten Gefängnis bestraft. 
Ich habe diese Strafe voll verbüßt, im wesentlichen im 
Haftarbeitslager Klotzsche.
Laut diktiert, genehmigt, unterschrieben

Berlin, den 18. 10. I960 gez. Unterschrift
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Urteil des Stadtgerichts von Groß-Berlin

vom 6. Dezember 1960 (Strafsenat 1 b) 

— 101 b BS 68.60 — I 296.60 —

Der Angeklagte wird wegen Verbindung zu verbre­
cherischen Organisationen (§16 StEG) zu einer 

Gefängnisstrafe von sechs Monaten
verurteilt.

Die Untersuchungshaft wird auf die erkannte Strafe 
angerechnet. Die Auslagen des Verfahrens trägt der An­
geklagte.

Wie bereits ausgeführt, stammt der Angeklagte aus 
dem ehemaligen Oberschlesien, und zwar aus der Stadt 
Neiße.
Ungefähr im Jahre 1949 traf der Angeklagte eine Be­
kannte aus seiner Heimatstadt und diese machte ihn 
darauf aufmerksam^ daß sich die „ehemaligen Ober­
schlesier“ von Zeit zu Zeit in Westberlin treffen, um 
dort ihre Gedanken auszutauschen. Der Angeklagte 
hat auf Einladung dieser Bekannten an dieser Zusam­
menkunft teilgenommen und seit dieser Zeit hat der 
Angeklagte in jedem Jahr einmal eine derartige Ver­
anstaltung besucht. Diese Veranstaltungen wurden 
durchgeführt in der Waldbühne in Westberlin und es 
haben bei derartigen Veranstaltungen unter anderem 
der ehemalige Bonner Minister für gesamtdeutsche 
Fragen, Kaiser und sein Nachfolger Lemmer gespro­
chen. Bei derartigen Veranstaltungen wurde darauf 
hingewiesen, daß die Oder-Neiße-Grenze nicht aner­
kannt wird und daß die ehemaligen deutschen Ostge­
biete kein Bestandteil der Volksrepublik Polen sind, 
sondern daß das deutsche Volk einen Rechtsanspruch 
auf die Rückgabe dieser Gebiete hat und daß dieser 
Anspruch auch nicht aufgegeben wird.

Am 4. September 1960 wollte der Angeklagte wieder 
an einem derartigen Treffen teilnehmen, das in der 
Waldbühne durchgeführt werden sollte. Hier handelte 
es sich um ein Treffen aller sogenannten Heimatver­
bände, das unter der Leitung ehemaliger Faschisten 
mit revanchistischen Forderungen gegen die sozialisti­
schen Länder durchgeführt werden sollte. Um zu ver­
hindern, daß die aus Westdeutschland nach Westber­
lin eingeschleusten faschistischen Kräfte ungehindert 
in das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
oder des demokratischen Berlin gelangen konnten, war 
von der Regierung der Deutschen Demokratischen Re­
publik eine entsprechende Verordnung erlassen wor­
den.

Der Angeklagte gibt zu, daß ihm die Ziele der Orga­
nisation, an deren Zusammenkünften er in der Wald­
bühne teilgenommen hat, bekannt gewesen sind. Seine 
Erklärung geht aber dahin, daß er immer davon aus­
gegangen sei, daß die ehemals deutschen Gebiete auf 
friedlichem Wege wieder an Deutschland zurückgege­
ben werden mußten. Diese Einlassung konnte nicht 
durchdringen. In der demokratischen Presse und im 
Rundfunk ist immer wieder auf die aggressiven Ziele 
und Forderungen dieser Revanchistenverbände hinge­
wiesen worden. Auf allen Zusammenkünften dieser 
Organisationen wird immer wieder gefordert, die ehe­
mals deutschen Gebiete zurückzuerobern. Eine Rück­
eroberung schließt aber automatisch aggressive Ziele, 
und zwar in diesem Falle den Krieg gegen das soziali­
stische Lager, ein. Diese Forderungen werden auch 
immer wieder und zwar unter maßgeblicher Beteili­
gung von Mitgliedern der Bonner Bundesregierung — 
vertreten und proklamiert. Die Organisation der ehe­
maligen Oberschlesier gehört also einwandfrei zu je­
nen Organisationen, die einen Kampf gegen die Arbei­
ter- und Bauern-Macht oder andere friedliebende Völ­
ker führen und somit zu jenen, die im § 14 StEG fest­
gelegt sind. Der Angeklagte kannte die gegen die Ar­
beiter- und Bauern-Macht gerichtete Tätigkeit der be­
nannten Organisation und hat in Kenntnis dieser Tä­
tigkeit Verbindung mit ihr aufgenommen.
Damit erfüllte der Angeklagte objektiv und subjek­
tiv die Tatbestandsmerkmale des § 16 StEG und er war 
nach dieser Gesetzesbestimmung zu bestrafen.
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